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Rechnungsführung bei Vormundschaften für Kinder und 
Erwachsene
Sachverhalt

Wir sollten von einer Verbandsgemeinde 4 Fälle übernehmen, in denen jeweils eine Privatperson als Vormund eingesetzt ist. Bei allen 4 Personen bestehen Einkommen in Form von Renten, Ergänzungsleistungen u.a.m.

Der/die Vormündin führt keine Rechnung, dass hat offenbar bisher die Gemeindeverwaltung gemacht, allerdings in einer sehr "unverbindlichen" Form.

Da bei diesen Personen offenbar auch noch Sozialhilfegelder notwendig sind (evtl. sind diese auch ZuDe berechtigt), will die Gemeinde diese an den Sozialdienst übertragen.

Fragen:

1. Gehe ich recht in der Annahme, dass bei einem offiziellen vormundschaftlichen Mandat (alle 4 Personen sind bevormundet und platziert, wovon 2 noch minderjährig sind), bei gleichzeitig vorhandenen Einkommen (teilweise noch kleinerem Vermögen) eine Rechnung zu führen ist, die dann auch durch die entsprechende Vormundschaftsbehörde zu überprüfen und zu genehmigen ist?

2. Ist meine Annahme richtig, dass primär der Vormund/die Vormündin für die Führung derselben verantwortlich ist?

3. Ich gehe davon aus, dass eine Vormundschaftsbehörde dies - was offenbar hier der Fall ist - auch anders regeln kann?

4. Sind wir gut damit beraten, die Finger von dieser Verwaltung des Einkommens und Vermögens zu lassen (allenfalls einen tatsächlich vorhandenen Fehlbetrag über die Sozialhilfe zu decken)?

Erwägungen

1. Der Vormund und die Vormundin haben die gesamten persönlichen und vermögensrechtlichen Interessen des unmündigen oder entmündigten Bevormundeten zu wahren und sind dessen Vertreter/in (Art. 367 ZGB).  Ist der Bevormundete unmündig, so haben Vormund/Vormundin die Pflicht, für dessen Unterhalt und Erziehung das Angemessene anzuordnen. Zu diesem Zweck stehen ihm/ihr die gleichen Rechte zu wie den Eltern, unter Vorbehalt der Mitwirkung der vormundschaftlichen Behörden (Art. 405, 407 ZGB).

2. Vormund/Vormundin haben namentlich die Pflicht, Vermögen und Einkünfte der bevormundeten Person zu verwalten und ihre Interessen bei der Geltendmachung von Einkommensquellen zu vertreten (BSK ZGB I-Affolter N 31 zu Art. 405 und BSK ZGB I-Guler N 7 zu Art. 413; C. Caviezel, Die Vermögensverwaltung durch den Vormund,  S. 31 ff.). Sie haben demnach alle möglichen Renten, Ersatzeinkommen und Zuwendungen geltend zu machen, welche der bevormundeten Person zustehen oder für sie geltend gemacht werden können (inklusive Stipendien oder Ansprüche aus Wohltätigkeitseinrichtungen) und haften für den Schaden, den sie durch Unterlassung der nötigen Vorkehrungen verursachen (Art. 426 ZGB).

3. Über die sorgfältige Verwaltung des Vermögens, wozu wie dargelegt in diesem Zusammenhang auch das Einkommen gehört, haben Vormund/Vormundin Rechnung zu führen und diese der Vormundschaftsbehörde in den vom kantonalen Recht vorgesehenen Zeitperiode zur Prüfung vorzulegen (Art. 413 Abs. 2 und 451 ZGB; Art. 46 – 50 EG ZGB des Kt. Bern). Die bevormundete Person ist, wenn sie urteilsfähig und wenigstens 16 Jahre alt ist, zur Rechnungsablegung bei zu ziehen (Art. 413 Abs. 3 ZGB und Art. 48 EG ZGB Kt. Bern). Eine Ausnahme von dieser Rechnungsführung kennt das Vormundschaftsrecht nur bezüglich Vermögenswerten, die dem Entmündigten zur freien Verwendung zugewiesen werden (Art. 414), Geschäftsvermögen (Art. 412 ZGB) und Erträgen aus dem Geschäftsbetrieb (Art 412 ZGB).

4. Wenn die bevormundete Person von der Sozialhilfe unterstützt wird, entbindet dies den Vormund/die Vormundin nicht von der Rechnungsablage. Zwar hat die Vormundschaftsbehörde die Sozialhilfeabrechnung nicht hinsichtlich ihrer Übereinstimmung mit den geltenden fürsorgerechtlichen Richtlinien und Weisungen hin zu überprüfen, wohl aber hinsichtlich der Frage, ob die Mündelinteressen gewahrt worden sind (Art. 367 ZGB). Dem Vormund/der Vormundin obliegt es zu prüfen, ob der berechtigten Person die nach den jeweils geltenden Rechtsgrundlagen zustehenden Sozialhilfeleistungen zuerkannt worden sind, ob dem Mündel auch allfällige Aktivsaldi überlassen werden und keine unzulässigen Verrechnungen oder Rückerstattungen erfolgten (Art. 407 ZGB; BSK ZGB I-Affolter N 15 zu Art. 451-453).

5. Die Vormundschaftsbehörde, welche einen Mandatswechsel verfügt, hat nach den Bestimmungen der Art. 451 – 453 ZGB den bisherigen Mandatsträger einzuladen, einen Schlussbericht mit Schlussrechnung vorzulegen, aufgrund dessen die Massnahme weitergeführt werden kann. Wird keine Abrechnung erstellt, kann die Vormundschaftsbehörde eine Frist ansetzen und, wenn Gefahr im Verzug ist, beim Regierungsstatthalter die Verhaftung und die Beschlagnahme des Vermögens des Vormundes verlangen (Art. 47 EG ZGB Kt. Bern). Wenn allerdings die Vormundschaftsbehörde selbst die Schlussrechnung nicht einfordert und der nachfolgende Vormund deshalb keine hinreichende Grundlage zur Fortsetzung des Mandates erhält, sind zwei Möglichkeiten denkbar: Der Amtsnachfolger verlangt mittels Aufsichtsanzeige beim Regierungsstatthalteramt die Anordnung der nötigen Weisungen an die säumige Vormundschaftsbehörde, oder der Amtsnachfolger erstellt ein neues Inventar (Art. 398 ZGB) anhand der Aktenlage und eigenen Ermittlungen und ergreift direkt die nötige Initiative zur Geltendmachung der Verantwortlichkeitsklage gegen den Vorgänger und allenfalls die verantwortlichen Mitgileder der Vormundschaftsbehörde (Art. 454 ZGB). 

6. Zu Ihren Fragen

a. Zu 1. Gehe ich recht in der Annahme, dass bei einem offiziellen vormundschaftlichen Mandat (alle 4 Personen sind bevormundet und platziert, wovon 2 noch minderjährig sind), bei gleichzeitig vorhandenen Einkommen (teilweise noch kleinerem Vermögen) eine Rechnung zu führen ist, die dann auch durch die entsprechende Vormundschaftsbehörde zu überprüfen und zu genehmigen ist?
Ja, vgl. Art. 413 und 451 ZGB und Art. 46 EG ZGB Kt. Bern.


b. Zu 2. Ist meine Annahme richtig, dass primär der Vormund/die Vormündin für die Führung derselben verantwortlich ist?
Ja, und soweit er Hilfspersonen beizieht, haftet er für deren Eignung und Zuverlässigkeit. Soweit die Rechnungsführung von privat geführten Mandaten durch eine Verwaltungsstelle auf organisatorische Vorgaben der Vormundschaftsbehörde zurückzuführen ist, dürfte aus Billigkeitsgründen primär die Haftung der Vormundschaftsbehördemitglieder (Art. 426 ZGB) anzunehmen sein.

c. Zu 3. Ich gehe davon aus, dass eine Vormundschaftsbehörde dies - was offenbar hier der Fall ist - auch anders regeln kann?
Es sind verschiedene organisatorische Lösungen denkbar (Mithilfe durch eine Bank, ein Treuhandbüro, eine Verwaltungsstelle etc.), aber bei jeder muss die Rechnungsführung, Rechnungskontrolle und der Nachweis sorgfältiger Einkommens- und Vermögensverwaltung sichergestellt sein.

d. Zu 4. Sind wir gut damit beraten, die Finger von dieser Verwaltung des Einkommens und Vermögens zu lassen (allenfalls einen tatsächlich vorhandenen Fehlbetrag über die Sozialhilfe zu decken)?
Das Vormundschaftsrecht dient dem Schutz von hilfsbedürftigen, schwachen Menschen, die vormundschaftlichen Organe stehen in diesem Dienst und haben daher ihren Fokus auf das Ziel zu richten, diesen Schutz optimal zu sichern. Stellen sie fest, dass einem hilfsbedürftigen Menschen der nötige Schutz nicht zukommt, dürfen weder Laiengremien noch professionelle Dienste ihr Engagement aus Furcht, sich die Finger zu verbrennen, verweigern. Es empfiehlt sich im vorliegenden Fall vielmehr, so rasch als möglich die vier Massnahmen durch eine professionelle Betreuungsperson führen zu lassen und die nötige Interessenwahrung in die Wege zu leiten. Möglicherweise muss auch eine Verantwortlichkeitsklage in Betracht gezogen werden, was allerdings erst beurteilt werden kann, wenn mehr Fakten auf dem Tisch liegen.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 4. Januar 2006
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